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Aktenzeichen: 3 A7.P 338/89Rundesarbeitsgericht 3* Senat Urteil vom 13. MSrz 1990
- 3 AZR 338/89 -

I. Arbeitsgericht Urteil vom 10. Februar 1987
Frankfurt am Main - 8 Ca 172/86 -

II. Landesarheitsgerloht Urteil vom 1A. September 1988
Frankfurt am Main - ,8 Sa 1985/87 _

Für die Amtliche Sammlung: Mein 
Für die Fachpresse: Ja Für* das Bundesarchiv: Nein N
f: h t ft c b eidu ri g s s tie h wort:

Zeltanteilige vorzeitige Altersrente

Gesetz: BetrAVG * ' 6 Satz 1,
AVG $ 25 Abs. 2

1 Ah'S. 1 Satz 1, f .  ?  Abs. 1 Satz 1;

Leitsätze:
1. Der Arbeitgeber darf die Renten der vorzeitig in den 
Ruhestand tretenden Arbeitnehmer (? 6 Satz 1 BetrAVG) kür­
zen. Regelt die Versorgungsordnung nicht den Umfang der 
Kürzung, darf der Arbeitgeber die Renten zeitanteilig kür­
zen; er darf keinen versicherungsmatnematischen Abschlag 
vornehmen (ständige Rechtsprechung des Senats, zuletzt Ur­
teil vom 2»». Juni 1986 - 3 AZR 630/ßi» - AP Nr 12 zu $ 6 
BetrAVG).
2. Das gilt auch, wenn der Arbeitnehmer vorher mit einer 
unverfällbaren Versorgungsanwartschaft aus dem Arbeitsver- 
hiiltnis ausgeschieden war. Die ihm bei vorzeitiger Inan­
spruchnahme1! zustehende Rente darf dann noch einmal zeitan- teilig um den Unverfallbarkeitsfaktor ($ 2 Abs 1 BetrAVG) 
gekürzt werden, weil der Arbeitnehmer die erwartete Be­
triebstreue nur zum Teil erbracht hat.
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3 AZR 338/89
8 Sa 1585/87 Frankfurt air Main
Verkündet am 
13. März 1990

Im Namen des Volkes!

Bittner,
Arntsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle In Sachen

¥

PP-

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs. 2 ZPO in der Sitzung vom 13. März 1990 durch den Vor-

O

sitzenden Richter Dr. Heither, die Richter Schaub und
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2

Griebeling sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Bächle und 
Oberhofer für Recht erkannt:

1. a) Auf die Revision des Klägers wird das
Urteil des Landesarbeitsgerichts Frank­
furt am Main vom m. September 1988 
- 8 Sa 1585/87 - in der Kostenentschei­
dung und insoweit aufgehoben, wie es 
dem Kläger weniger als 1.1120,50 DM mo­
natlich an Betriebsrente zugesprochen 
hat.

b) Im übrigen wird die Revision des Klä­
gers zurückgewiesen.

2. Die Urteilsformel wird insgesamt klar­
stellend wie folgt neu gefaßt:

a) Die Beklagte wird verurteilt, an den 
Kläger für die Zeit vom 1. April 
1985 bis 28. Februar 1987 weitere 
8.155,57 DM brutto nebst 'I % Zinsen 
aus dem geschuldeten Nettobetrag 
seit dem 1. April 1986 zu zahlen.

b) Im übrigen wird die Klage abgewie­
sen .

o
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3.

- 3 -

Der Kläger hat 6/10, die Beklagte hat 
4̂/10 der Kosten des ersten und zweiten 
Rechtszuges zu tragen. Von den Kosten 
der Revision haben der Kläger 3/4, die 
Beklagte 1/4 zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !  

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten um die Berechnung einer Betriebsrente.

Der am 31. März 1925 geborene Kläger war bei der Beklagten 
vom 1. April 1956 bis zum 31. Januar 1979 als Angestellter be­
schäftigt. Das Arbeitsverhältnis endete aufgrund eines gerichtli­
chen Vergleichs vom 1. August 1976 in einem Kündigungsschutzpro- 
zeß, in dem sich der Kläger gegen eine von der Beklagten ausge­
sprochene betriebsbedingte Kündigung gewehrt hatte (3 Ca 38/78 
Arbeitsgericht Frankfurt am Main). In diesem Vergleich heißt es:

"Es besteht Einvernehmen darüber, daß die von der 
Beklagten mit Schreiben vom 31. Januar 1976 ausge­
sprochene ordentliche Kündigung das Arbeitsverhält- 
nis zwischen den Parteien zum 31. Januar 1979 auf­
gelöst (muß heißen: auflösen) wird."

Der Kläger bezieht ab 1. April 1985 vorgezogenes Altersruhe­
geld aus der gesetzlichen Rentenversicherung. Er forderte von der 
Beklagten eine Betriebsrente von monatlich 1.952,75 DM. Die Be­
klagte zahlte bisher nur 1.065,91 DM. Maßgebend für die Berech­
nung ist eine Ruhegeldzusage vom 1. Januar 1Q72, in der es u.a.
he i ßt:JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


"§ 4
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Altersgrenze
1. Altersrente wird den männlichen Betriebsangehö­

rigen gewährt, die das 65. Lebensjahr im Dienst 
der NVKGaA vollendet haben und ausgeschieden sind. ...

2. Einem männlichen Betriebsangehörigen kann schon 
bei vollendetem 60. Lebensjahr Altersrente ge­
währt werden, wenn er in beiderseitigem Einver­
ständnis ausscheidet.M

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, er brauche bei deî  
Berechnung seiner Rente nur einen zeitanteiligen Abschlag 
(27*1/3*18) auf die im Alter von 65 Jahren zu erwartende Rente 
(2.480,—  DM) hinzunehmen; ihm stehe daher eine Rente von 
1.952,75 DM zu.

Der Kläger hat mit der Klage die Differenz für die Zeit vom 
1. April 1985 bis zum 28. Februar 1987 (23 Monate) gefordert, er 
hat beantragt,

die Beklagte zur Zahlung von 20.397,32 DM 
restliche Betriebsrente für die Zeit vom 
1. April 1985 bis 28. Februar 1987 nebst 
*1 % Zinsen seit dem 1. April 1986 zu ver­
urteilen .

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
bei der Berechnung der Rente den im Alter von 65 Jahren zu erwar­

tenden Betrag von 2.480,—  DM zunächst um den Unverfallbarkeits- 
faktor (27*1/408) gekürzt. Den so errechneten Betrag von 
1.665,49 DM hat sie noch einmal um einen versicherungsmathemati­
schen Abschlag für 60 Monate mit je 0,6 % (= 36 %) gekürzt und 
kommt so auf eine Monatsrente von 1.065,91 DM.

- 5 -
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Das Arbeitsgericht hat die Beklagte verurteilt, an den Klä­
ger monatlich 1.665,49 DM zu zahlen. Gegen dieses Urteil haben 
die Beklagte Berufung und der Kläger Anschlußberufung eingelegt. 
Das Landesarbeitsgericht hat die Beklagte verurteilt, an den Klä­
ger monatlich 1.249,76 DM zu zahlen. Gegen dieses Urteil hat der 
Kläger Revision eingelegt, mit der er seinen ursprünglichen Kla­
geantrag weiterverf.olgt.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision des Klägers ist zum Teil begründet. Der Kläger 
kann von der Beklagten monatlich 1.420,50 DM Rente fordern.

I. Der Kläger kann von der Beklagten aufgrund der Ruhegeldzu­
sage eine Betriebsrente fordern. Er hat bei seinem Ausscheiden 
seine Anwartschaft auf betriebliche Altersversorgung behalten.
Der Versorgungsfall "Alter" ist am 1. April 1985 eingetreten.

1. Die Versorgungsanwartschaft des Klägers war bei seinem Aus­
scheiden am 31. Januar 1979 unverfallbar (5 1 Abs. 1 Satz 1 
BetrAVG). Die Voraussetzungen, unter denen eine Anwartschaft un­
verfallbar wird, liegen vor. Darüber streiten die Parteien nicht.

2. Der Kläger kann das Altersruhegeld schon vor Vollendung des 
65. Lebensjahres in Anspruch nehmen.

a) Nach der Ruhegeldzusage hat der Kläger nur Anspruch auf Al­
tersrente nach Vollendung des 65. Lebensjahres (5 4 Nr. 1 der Zu-

6
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sage). Die Voraussetzungen, unter denen einem männlichen Be­
triebsangehörigen schon bei vollendetem 60. Lebensjahr Altersrei 
te gewährt werden kann (§ 4 Nr. 2 der Zusage) liegen nicht vor. 
Der Kläger ist nicht in beiderseitigem Einverständnis ausgeschif 
den. Das Arbeitsverhältnis wurde zwar durch gerichtlichen Ver­
gleich vom 1. August 1978 aufgelöst. In diesem Vergleich haben 
sich die Parteien aber nicht auf eine einverständliche Beendigui 
des Arbeitsverhältnisses geeinigt. Als Beendigungsgrund wird au; 
drücklich die von der Beklagten ausgesprochene ordentliche Künd 
gung des Arbeitsverhältnisses genannt. Der Vergleich betrifft 
daher nicht nur den Beendigungszeitpunkt, er legt auch für das 
Verhältnis der Parteien untereinander den Beendigungsgrund fest

Dem steht nicht das dem Kläger erteilte Zeugnis entgegen. 
Nach diesem Zeugnis soll der Kläger zwar "in gegenseitigem Ein­
vernehmen" ausgeschieden sein. Zeugnisse werden aber im allgeme 
nen wohlwollend abgefaßt, um dem Arbeitnehmer die Aufnahme der 
Arbeit bei einem anderen Arbeitgeber zu erleichtern.

Maßgebend ist deshalb allein der Vergleich. Das Landesar­
beitsgericht hat ihn als Einigung auch Über den Grund der Auflö^ 
sung des Arbeitsverhältnisses verstanden. Die Auslegung dieser 
Vereinbarung läßt einen Rechtsfehler nicht erkennen.

b) Altersrente kann der Kläger deshalb nur nach $ 6 Satz 1 
BetrAVG verlangen. Nach dieser Bestimmung sind einem Arbeitneh­
mer, der das Altersruhegeld aus der gesetzlichen Rentenversiche 
rung vor Vollendung des 65. Lebensjahres in Anspruch nimmt, auf

7
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sein Verlangen nach Erfüllung der Wartezeit und sonstiger Lei­
stungsvoraussetzungen auch Leistungen der betrieblichen Alters­
versorgung zu gewähren. Die Voraussetzungen, unter denen der Klä­
ger dieses vorgezogene betriebliche Altersruhegeld verlangen 
kann, liegen vor. Der Kläger erhielt mit Vollendung seines 60. 
Lebensjahres vorgezogenes Altersruhegeld aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung gemäß § 25 Abs. 2 AVG. Er war seit Februar 
1979 mehrere Jahre arbeitslos.

II. Der Kläger kann die nach § 6 Satz 1 BetrAVG beanspruchte 
Rente nur zeitanteilig im Verhältnis zur vollen Altersrente bei 
Vollendung des 65. Lebensjahres verlangen? er braucht entgegen 
der Auffassung des Berufungsgerichts keinen versicherungsmathema­
tischen Abschlag hinzunehmen. Die auf diese Weise ermittelte Ren­
te muß dann noch um den Unverfallbarkeitsfaktor gekürzt werden.

1. Der Kläger hätte, wäre er in den Diensten der Beklagten ge­
blieben, im Alter von 65 Jahren eine Rente von monatlich 
2.480,—  DM erhalten. Das ist zwischen den Parteien unstreitig.

2. Wäre der Kläger in den Diensten der Beklagten verblieben, 
und wäre er mit Vollendung des 60. Lebensjahres nach § 6 Satz 1 
BetrAVG ausgeschieden, hätte er eine Rente von 2.115,19 DM erhal­
ten. Die Beklagte war berechtigt, die für das Alter 65 zustehende 
Rente zeitanteilig zu kürzen.

a) § 6 BetrAVG räumt einem Arbeitnehmer nur einen Anspruch auf 
vorzeitige Altersleistungen ein. Er enthält selbst keine Regelung

O
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über die Höhe der Betriebsrente. Die Frage, in welcher Höhe ein 
Arbeitnehmer vorzeitige Altersleistung verlangen kann, ist bewußt 
nicht im Gesetz geregelt worden (RAGE 30, 333 = AP Nr. 1 zu § 6 
BetrAVG mit Anna. Ahrend/Förster/Rößler = SAE 1979, 177 mit Anm. 
Biomeyer/Seitz; ausführlich Blomeyer/Otto, RetrAVG, 5 6 Rz 91 f., 
93 mit weiteren Nachweisen).

b) Maßgebend für die Berechnung der Rente ist in diesen Fällen 
die Versorgungszusage (vgl. Höfer/Abt, BetrAVG, Bd. 1, 2. Aufl.,;
§ 6 Rz 93; Blomeyer/Otto, BetrAVG, 5 6 Rz 92). Im vorliegenden 
Fall enthält die Zusage keine Regelung darüber, wie die Rente bei 
vorzeitigem Bezug zu berechnen ist. Sie ist deshalb lückenhaft 
und ergänzungsbedürftig geworden (BAG Urteil vom 11. September 
1980 - 3 AZR 185/80 - AP Nr. 3 zu § 6 BetrAVG, zu II 1 und 3 der 
Gründe; Urteil vom 24. Juni 1986 - 3 AZR 630/84 - AP Nr. 12 zu 
§ 6 BetrAVG; Höfer/Abt, BetrAVG, Bd. 1, 2. Aufl., § 6 Rz 92).

Nach der vom Senat in ständiger Rechtsprechung entwickelten 
Auslegungsregel konnte der Arbeitgeber die für das Alter 65 vor­
gesehene Rente nur unter entsprechender Anwendung der Grundsätze 
des § 2 BetrAVG dienstzeitabhängig ratierlich kürzen. Nur mit 
einer solchen zeitabhängigen ratierlichen Kürzung muß ein Arbeit' 
nehmer, der die versprochene Betriebsrente vorzeitig in Anspruch 
nimmt, rechnen. Er hat die ursprünglich in der Versorgungsordnum 
vorgesehene Betriebstreue nicht in vollem Umfang erbracht. Das 
rechtfertigt eine entsprechende Kürzung (RAGE 30, 333, 339 = AP 
Nr. 1 zu § 6 BetrAVG, zu I 3 der Gründe; BAG Urteil vom 11. Sep­
tember 1980 - 3 AZR 185/80 - AP Nr. 3 zu § 6 BetrAVG, zu II der

9
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Gründe: Urteil vorn 26, M';rz 198f> - 3 AZR 2 3 6 / 8 2 _ AP Nr. 10 zu 
§ 6 BetrAVG; zuletzt Urteil vom 2t. Juni 1088 - 2 AZR 630/Q - AP 
Nr. 12 zu 0 6 BetrAVG, zu IT 1 der Gründel.

I) a s L a n d e s a. r b e 11 s g e r i c n t m e 1 n t. a u o h e i n e K{i r z u n 0 u m v e r s i - 
cherungsraatheniat i sobe Anschi äge von 0,5 % Je Monat der vorzeiti­
gen Inanspruchnahme entspreche noch billigem Ernies sen. Es beruft 
.sich insoweit auf die Entscheidung des Senats vorn 20. April i9B;> 
(RAGE 38 * 277 = AP Nr. -t zu I 6 petrAV'G), Diese Entscheidung be­
traf aber einen anders gelagerten Sachverhalt. Beklagter war der 
?ens1onss ieherungsverein (PSV). der anste11e des in Konkurs ge- 
fallenen Arba itgeners die Betriebsrente als Insolvenzversicherer 
zu zahler. hatte. Der gesetzliche Träger der Insel venzsi eher un«r 
kann nach dieser Entscheidung versicherungsraathematische Absehlä- 
ge ma ch en . um pau 3 c ha I i e r end a 1 >z 13r ec hn e n . Unsge keh r t seh «n d i e 
Vers i cherungsbedinpungon des PSV bei 'Weiterarbeit des Arbeitneh­
mers eine Erhöhung der Betriebsrente um den gleichen Prozentsatz 
vor. In dieser Lage mag die weitergehende Kürzung berechtigt sein 
(vgl. Anm. von Heubeck, AP Mr. 4 zu 6 g Petr A.VG, zu 2; kritisch 
bioraeyer’/Otto , BetrAVG, b 6 Hz 16A } . Jedenfalls rechtfertigen die 
B e s o n d e r: o i h e>, ei nous Falles, hei dem der PSV betei 1 i gt ist, keine 
Einschränkung des Grundsatzes, daß ein Arbeitnehmer nur mit einer 
ze1 trat i er1j chen Kürzung zu rechnen braucht.

c) m I t dem a i.1 seme i nen steuerunsehäd 1 i chen Mustervorheha 11

(hier €■ 21 Buchst, b der Ruhegel dzusage) kann die Beklagte keine 
weit ergehende Kürzung der P.etr iebsrente recht fert i gen . Diese 
s t e u e r u n s o h ä d 1 i c h e n M u s t e r v o r b e h a 1 fc e v e r w e 1 s e n n 11 r a u f A n p a s - 
s u n g s m '6 p I i c h k e i t e n n a c h F e g f a 11 d e r G e s c b" f t s g r u n d 1 a r e.
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d) Danach könnte der Kläger, wäre er in den Diensten der Be­
klagten verblieben, bei Vollendung des 60. Lebensjahres eine Be­
triebsrente von monatlich 2.115,10 DM verlangen. Der Ausgangs­
betrag von 2.480,—  DM muß zeitanteilig gekürzt werden. Die 
- mögliche - Zugehörigkeit bis zur Vollendung des 60. Lebensjah­
res (3^8 Monate) muß in Beziehung gesetzt werden zur - mögli­
chen - Betriebszugehörigkeit bis zur Vollendung des 65. Lebens­
jahres (ä08 Monate). Das ergibt einen Kürzungsfaktor von 0,8529, 
um den der Ausgangsbetrag zu kürzen ist.

3. Diese Rente von monatlich 2.115,19 DM könnte der Kläger nur 
verlangen, wenn er die für die Versorgung geschuldete Leistung, 
nämlich die Betriebstreue bis zum 60. Lebensjahr, erbracht hät­
te. Das ist nicht der Fall. Der Kläger ist vorzeitig ausgeschie­
den. Er behält zwar seine Anwartschaft (§ 1 Abs. 1 BetrAVG). Bei 
Eintritt des Versorgungsfalles wegen Erreichens der Altersgrenze 
kann er jedoch nur einen Anspruch in Höhe des Teils der Leistung 
verlangen, der dem Verhältnis der Dauer der Betriebszugehörigkeit 
zu der Zeit vom Beginn der Betriebszugehörigkeit bis zur Vollen­
dung des 65. Lebensjahres entspricht (§ 2 Abs. 1 Satz 1 BetrAVG). 
Dieses Verhältnis der tatsächlichen Dauer der Betriebszugehörig­
keit zur möglichen Dauer der Betriebszugehörigkeit wird als Un­
verfallbarkeitsfaktor bezeichnet.

Dieser Unverfallbarkeitsfaktor ist anzuwenden auf alle An­
sprüche, die der Versorgungsberechtigte wegen Erreichens der Al­
tersgrenze, wegen Invalidität oder Tod geltend machen kann. Die 
Ansprüche eines Arbeitnehmers auf vorzeitige Altersleistungen

- 1 1 -
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nach •> a Satz 1 BetrAVG sind solche Leistungen wegen Err eichene, 
der Aitersgrenze.

An die Stelle des 'S, Lebens Jahres tritt, im vor 1 legenden
Fall kein früherer Zeitpunkt. Auf den früheren Ze i tnunkt ist hei 
der Berechnung des Unverfallbarkeitsfaktors nur abzustellen» wenn 
dieser in der Versorgungsregelung als feste Altersgrenze vorge­
sehen ist (') 2 Abs, 1 Satz 1 Falbsatz 2 BetrAVG). Das ist hier 
nicht der Fall, Die Ruhegeldzusage stelle:, auf das 6h, Lebensjahr 
ab (% 1 Fr. 1 der Zusage). Ein vorzei 11 gor Bezug muß ausdrücklich 
vereinbart werden. Das 60, Lebensjanr ist damit keine feste Al­
tersgrenze im Sinne von f 2 Abs. 1 Satz 1 BetrAVG.

Den Un verfallbarke itsfakfcor hat die Beklagte sets cm mit 
Schreiben vom 4. Februar 1980 zutreffend berechnet. Die tatsäoh~
liehe Dauer der Betriebszugehörigkeit beträgt ??4 Monate; die 
mögliche Dauer der Betriebszugehörigkeit betrug il08 Monate, Dar­
aus ergibt sich sin ünverfallharke itsfaktor von 67» 1b? %.

Der Kläger kann deshalb bei Vollendung des 60. Lebensjahres 
nicht den Betrag fordern, den er zu fordern hefte, wenn er* in der 
Diensten der Beklagten geblieben vfäre (7.115,10 DM). Er' kann rnm 
den Teil der Rente fordern, der der tatsächlichen Dienstzeit zun 
möglichen Dienstzeit entspricht. Das sind 1,«70,50 DK.

4. Zum selben Ergebnis führt auch der von der Beklagten am-m- 
wandte Rechenwog» bei dem zunächst die zoitantai11 ge Rente des 
Klägers bei Vollendung des 65. Lebensjahres ermittelt wird. Das
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wären 1.665,^9 DM (2.480,—  DM mal 0,67157). Bei Inanspruchnahme 
vorzeitiger Altersleistungen nach 5 6 Satz 1 BetrAVG darf die 
Beklagte diesen Betrag zeitanteilig kürzen, und zwar um den Fak­
tor, der sich aus dem Verhältnis der Betriebszugehörigkeit bis 
zum Alter 60 und bis zum Alter 65 ergibt (0,8529). Das ergibt 
ebenfalls den errechneten Betrag von 1.420,50 DM (1.665,49 DM ma 
0,8529).

5. Die Einwendungen, die der Kläger gegen die doppelte Kürzung 
seines Anspruchs vorbringt, sind nicht begründet. Beide Kürzun­
gen haben einen unterschiedlichen Grund. Zum einen kann der Klä­
ger bei Vollendung des 60. Lebensjahres nicht die Rente erwar­
ten, die die Beklagte ihm erst ab Vollendung des 65. Lebensjah­
res zugesagt hat. Zum anderen führt sein vorzeitiges Ausscheiden 
zu einer anteiligen Kürzung des Rentenanspruchs, den er bei Ver­
bleiben in den Diensten der Beklagten erreicht hätte.

Dr. Heither Schaub Griebeling
Dr. Bächle Oberhofer
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